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Gemeinsam für Deutschland 
Zukunft statt Rot-Grün 
J*ei den Landtagswahlen am 24. März geht es 
JJarum, wer Baden-Württemberg, Rheinland- 
£falz und Schleswig-Holstein ins 21. Jahr- 
hundert führt: verantwortungsvolle 
"egierungen unter Führung der CDU oder 
r°t-grüne Blockadebündnisse. 

le CDU steht für Zukunft, wirtschaftliche Kompe- 
enz und soziale Sicherheit. Wir treten an. die Wett- 
ewerbsfähigkeit der Wirtschaft zu stärken, moderne 
trukturen zu schaffen und so dafür zu sorgen, daß 
eue, zukunftssichere Arbeitsplätze entstehen. Wir 

f^ufruf zu den drei Landtagswahlen 
jj Baden-Württemberg, Rheinland- 
**falz und Schleswig-Holstein 
am 24. März 1996 

eten an, den Staat auf seine eigentlichen Aufgaben 
beschränken, damit er dort handlungsfähig ist, wo 
seiner Verantwortung für die Bürger gerecht wer- 
" ITlIlR-  Hi*» Rpl/ämnf'iinn t\e>r k'i-imitril il-'it    rlio  Ant 

bild 
Qluß: die Bekämpfung der Kriminalität, die Aus- 

zug und Erziehung unserer Kinder, der Autbau 
ne-s modernen und umweltfreundlichen Verkehrs- 

wesens. Wir wollen die Zukunftschancen der jungen 
neration stärken, indem wir in Forschung und 

Ue Technologien investieren. 
jLle Wählerinnen und Wähler haben es in der Hand, 
fuh'1 ^Undesländem das Schicksal Nordrhein-West- 
^ e&S, Hessens und Sachsen-Anhalts zu ersparen. 
Q .rt w'e auch in anderen Ländern, in denen Rot- 

rUn regiert hat, zeigen die Bilanzen: 
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Rot-grüne Regierungsexperimente 
führen zu einer deutlichen Ver- 
schlechterung der wirtschaftlichen 
und sozialen Lage. Die Folgen sind 
höhere Verschuldung, mehr Büro- 
kratie, sinkende Investitionen, Tech- 
nikfeindlichkeit und damit mehr Ar- 
beitslose. 

Die Wahlen am 24. März sind eine zentra- 
le Weichenstellung - für Baden-Württem- 
berg, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Hol- 
stein, aber auch für Deutschland insge- 
samt. Die Bürger entscheiden auch dar- 
über, ob die SPD weiterhin wichtige, drin- 
gend notwendige Entscheidungen über 
den Bundesrat blockieren oder ob die Ver- 
weigerungsfront der SPD in der Länder- 
kammer aufgebrochen werden kann. Ein 
klarer Erfolg der CDU bei den Landtags- 
wahlen wird vor allem dazu beitragen, die 
erforderlichen Maßnahmen für Wachstum 
und Beschäftigung rasch auf den Weg zu 
bringen. Jede Stimme für die CDU stärkt 
das Miteinander von Bund und Ländern 
bei der Umsetzung des Aktionsprogramms 
der Bundesregierung. 
Die Landtagswahlen am 24. März erfor- 
dern ein klares Signal gegen radikale Par- 
teien. Splittergruppen am linken und rech- 
ten Rand des politischen Spektrums, die 
nicht das Gemeinsame, sondern das Tren- 
nende im Sinn haben, müssen eine eindeu- 

tige Absage erfahren: Die CDU steht als 
einzige Partei glaubwürdig für eine Politik 
der klaren Ausgrenzung radikaler Kräfte. 
Die SPD hat durch das Zusammengehen 
mit der PDS in Sachsen-Anhalt bewiesen, 
daß ihren Wahlversprechen nicht zu trauen 
ist. Die Landtagswahlen sind nicht zuletz1 

eine Gelegenheit für aufrechte Sozialde- 
mokraten, dem gefährlichen Kurs der 
SPD-Führung in Richtung PDS mit dem 
Stimmzettel entgegenzutreten. 
Die Christlich Demokratische Union 
Deutschlands ruft die Bürgerinnen und 
Bürger in den Ländern Baden-Württem- 
berg, Rheinland-Pfalz und Schleswig-H°'' 
stein auf: 

• Gehen Sie am 24. März zur Wahl. Wer 
nicht wählt, vergibt eine Chance und 
stärkt radikale Kräfte. 
• Geben Sie Ihrem Land durch eine klare 
Absage an rot-grüne Experimente eine si- 
chere Zukunft, wählen Sie CDU. 
• Stimmen Sie für verläßliche und hand- 
lungsstarke Landesregierungen unter der 
Führung von Erwin Teufel in Baden- 
Württemberg, Johannes Gerster in Rhein' 
land-Pfalz und Ottfried Hennig in Schles- 
wig-Holstein. 

• Sorgen Sie dafür, daß Entscheidung«11 

nicht im Bundesrat blockiert werden. 

Helmut Kohl eröffnet Wahlkampf in Baden-Württemberg 

Vier Wochen vor der Landtagswahl in 
Baden-Württemberg haben Bundes- 
kanzler Kohl und Ministerpräsident 
Teufel den Slogan ausgegeben, das 
Land im Südwesten sei „zu schade für 
Rot/Grün". 
Bei einer Wahlkampfveranstaltung der 
CDU in der mit viertausend Zuhörern 
überfüllten Werkshalle einer mittelständi- 
schen Kabelfabrik in Stuttgart-Vaihingen, 
mahnte Kohl: 

„Wir haben keine Stimme zu verleihen 
oder zu verschenken." Er äußerte die A  ^ 
sieht, bei der Wahl in Baden-Württembtfg 
gehe es um mehr als Tagespolitik, närrT • 
um eine grundlegende Richtungsentscn 
dung. Weil sich die SPD allein nichts 
mehr zutraue, biete sie den Grünen ein 
Bündnis an; in Bonn werde sie sogar v 
suchen, sich mit Unterstützung der 
kommunistischen PDS an die Macht zu 
mogeln. 
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Kohl begrüßt Chiracs Ankündigung 

Kurzstreckenraketen „Hardes" 
Werden endgültig vernichtet 
Bundeskanzler Helmut Kohl erklärte zu 
"er von Staatspräsident Chirac an- 
gekündigten Reform der französischen 
Streitkräfte, er begrüße das in der 
Ankündigung zum Ausdruck kommen- 
de klare Bekenntnis zur weiteren Ver- 
t'efung der deutsch-französischen Zu- 
sammenarbeit. Dies gilt insbesondere 
;Ur die Zusagen des Staatspräsidenten 
'n bezug auf das Eurokorps und die 
deutsch-französische Brigade. 

er Bundeskanzler, der von Staatspräsi- 
dent Chirac frühzeitig über die französi- 
Schen Überlegungen unterrichtet worden 

ar, hat in diesen Gesprächen den Wunsch 
j^ch einer auch in Zukunft substantiellen 

•"äsenz französischer Soldaten in 
üeutschland zum Ausdruck gebracht. 

Helmut Kohl begrüßt ferner die Ankündi- 
gung des französischen Staatspräsidenten, 
auf das Waffensystem Hardes endgültig zu 
erzichten und diese Raketen zu vernich- 

^n- Diese Entscheidung entspricht auch 
dem Wunsch Deutschlands. 

le Bundesregierung wird die von Staats- 
präsident Chirac eingeleitete innerfranzö- 
lsche Debatte zur künftigen Ausgestal- 
Ung des Wehrdienstes mit großer Auf- 
merksamkeit verfolgen. Es handelt sich 
'erbei um eine innerfranzösische Ent- 

scheidung. 

"ezug auf die französischen Überlegun- 
gen zur Einführung einer allgemeinen 

•enstpflicht anstelle der bisherigen 
ehrpflicht erklärte der Bundeskanzler, 

aß er keinen Anlaß sieht, das bewährte 
nnzip der allgemeinen Wehrpflicht in 
eutschland aufzugeben. 

Der Bundesminister der Verteidigung, 
Volker Rühe, hat in einem Interview mit 
dpa zu der Erklärung des französischen 
Staatspräsidenten Jacques Chirac zur Re- 
formdiskussion der französischen Streit- 
kräfte darauf hingewiesen, daß das 
Hauptargument Chiracs für die Umwand- 
lung der französischen Streitkräfte in eine 
Berufsarmee, zwischen 50.000 bis 60.000 
Mann schnell und gut organisiert nach 
Übersee zu schicken, für Deutschland 
nicht gilt. 

Bundesminister der Verteidi- 
gung Volker Rühe zu den Er- 
klärungen des französichen 
Staatspräsident Jaques Chirac 
zur Reformdiskussion der 
Streitkräfte in Frankreich 

Rühe wörtlich: „Für uns bleibt die Lan- 
des- und Bündnisverteidigung im Vorder- 
grund der sicherheitspolitischen Konzepti- 
on - für die ist die Wehrpflicht unabding- 
bar. Für begrenzte internationale Einsätze 
haben wir die Krisenreaktionskräfte vor- 
gesehen. Diese bestehen zu 80 Prozent aus 
Berufs- und Zeitsoldaten und 20 Prozent 
aus freiwilligen längerdienenden Wehr- 
dienstleistenden. 

Wenn Frankreich seine erste Priorität 
außerhalb des Kernbereiches von Europa 
sieht, dann gibt es einen deutlichen Unter- 
schied zu Deutschland. Das ändert aber 
nichts an der Tatsache, daß wir die enge 
und erfolgreiche sicherheits- und verteidi- 
gungspolitische Zusammenarbeit mit 
Frankreich fortsetzen wollen." 
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Rußlands Interessen berücksichtigen 
Auf die Notwendigkeit, die Sicherheits- 
interessen Rußlands neben denjenigen 
der anderen Staaten Mittel- und Osteu- 
ropas als gleichrangig zu berücksichti- 
gen, hat Bundeskanzler Kohl am Mon- 
tag, 26. Februar 1996, im Bundesvor- 
stand der CDU hingewiesen. In seinem 
Lagebericht sagte der Parteivorsitzen- 
de, der erst vor wenigen Tagen den rus- 
sischen Präsidenten Jelzin in Moskau 
besucht hatte, die Erweiterung der 
NATO dürfe nicht überstürzt in Angriff 
genommen werden. Rußland habe zwar 
kein Veto-Recht beim Beitritt Dritter 
zum Atlantischen Bündnis, doch wäre 
es politisch unklug, seine Interessen 
nicht zu berücksichtigen. 
Kohl sagte, er sei davon überzeugt, daß 
Jelzin seinen Reformkurs fortsetzen und 
den Tschetschenien-Konflikt noch vor den 
Präsidentschaftswahlen zu einem friedli- 
chen Abschluß bringen werde. 
Bei der Erörterung der innenpolitischen 
Probleme stand die Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeit im Vordergrund. Es gehe 

darum, das von der Bundesregierung be- 
schlossene Aktionsprogramm nun zügig 
umzusetzen. Auch über die Krise der Vul- 
kan-Werft in Bremen wurde gesprochen. 
Ziel müsse es sein, möglichst viele Ar- 
beitsplätze zu erhalten. Zur Zeit werde ge' 
prüft, was rechtlich zulässig sei und was 
konkret zur Rettung des Unternehmens 
getan werden könne, sagte Generalse- 
kretär Hintze nach der Vorstandssitzung- 
Einvernehmen bestand im Bundesvorstand 
darüber, daß es falsch wäre, der PDS 
nachzueifern und eine „ostdeutsche*' Iclen- 
tität der CDU-Landesverbände in den neu- 
en Bundesländern anzustreben. Eine Ost- 
West-Polarisierung könne keine Antwort 
auf die unbestreitbar vorhandenen Proble- 
me sein. 
Alle anstehenden Fragen würden nach de 
Landtagswahlen am 24. März „in aller R^' 
he" im Gespräch mit den Partei- und FraK' 
tionschefs der Ost-CDU in Berlin bespro- 
chen, erklärte der Generalsekretär auf ei- 
ner Pressekonferenz im Bonner Konrad- 
Adenauer-Haus. 

Wachsendes Interesse an deutsch- 
polnischem Jugendaustausch 
Die Zahl der Teilnehmer am deutsch-pol- 
nischen Jugendaustausch hat sich in den 
vergangenen drei Jahren fast verdoppelt. 
Wie Jugendministerin Claudia Nolte 
(CDU) anläßlich einer Ratssitzung des 
Deutsch-Polnischen Jugendwerkes 
(DPJW) in Bonn sagte, haben 1995 mehr 
als 77.000 junge Menschen an knapp 2000 
Begegnungsprogrammen teilgenommen, 
wobei der Anteil beider Länder etwa 
gleich groß sei. 
Der neue polnische Erziehungsminister 
Jerzy Wiatr bezeichnete das DPJW als ein 

„Musterbeispiel" für den Jugendaustausc 

seines Landes. „Für junge Polen führt der 
Weg nach Westeuropa nicht nur geogra- 
phisch, sondern auch politisch und gesel' 
schaftlich über Deutschland", begründete 
Wiatr das große Interesse der polnischen 
Jugendlichen. 
Für den Jugendaustausch zwischen den 
Nachbarländern stehen 1996 insgesamt 
10,5 Millionen DM zur Verfügung, drei 
Millionen DM mehr als 1995. Aufgrund ^ 
einer Sondervereinbarung stellte die Bu 
desrepublik zwei Drittel der Summe berei • 
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Die Währungsunion konsequent 
Und entschlossen verwirklichen 
^er stellvertretende Vorsitzende der 
* raktion der Europäischen Volkspartei 
(E Vp) im Europäischen Parlament, 
Nans-Gert Pöttering (CDU), hat sich 
dafür ausgesprochen, die Europäische 
Währungsunion auf der Grundlage der 
durch den Maastrichter Vertrag be- 
schlossenen Stabilitätskriterien und des 
Zeitplans „konsequent und entschlos- 
Sen" zu verwirklichen. 
^in Scheitern der Währungsunion wäre 
nach Ansicht des CDU-Europapolitikers 
'.mehr als das Scheitern der Währungsuni- 
°JU es bedeutete einen politisch-psycholo- 
gischen Dammbruch der europäischen Ei- 
n'gungspolitik". Die immer wieder einset- 
2ende Diskussion über eine mögliche Ver- 
schiebung des Termins für die unwiderrufl- 
iche Festsetzung der Währungsparitäten 
^um 1.1. 1999 sei „ebenso töricht wie 
•eichtfertig", weil sie von den Regierun- 
«en den Stabilitätsdruck nehme. 
"ans-Gert Pöttering erinnert an die eu- 
ropäische Verteidigungsmannschat't (EVG), 
jf,e im August 1954 an der französischen 
Nationalversammlung scheiterte. Diese bis- 
er ^folgenschwerste Niederlage für die eu- 

ropäische Einigungspolitik" habe bis heute 
nicht wieder gutgemacht werden können. 
Europa habe mehr als vier Jahrzehnte ver- 
loren wie die mühsamen Anstrengungen für 
eine gemeinsame Außen-, Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik deutlich machten. 
Ein Scheitern der Währungsunion ist nach 
Ansicht Pötterings wahrscheinlich noch 
folgenreicher als das Scheitern der EVG im 
Jahre 1954, weil der bereits verwirklichte 
europäische Binnenmarkt ohne Währungs- 
union langfristig kaum gesichert werden 
könne. Für die deutschen Exporte und die 
Sicherung der Arbeitsplätze seien zu erwar- 
tende Abwertungswettläufe anderer 
Währungen zur Sicherung von Exportchan- 
cen „katastrophal". 
Scharf kritisierte Pöttering, daß die SPD. 
in Baden-Württemberg für eine Verschie- 
bung der Währungsunion eintrete. Diejeni- 
gen Parteien, die im Bundestag der 
Währungsunion zugestimmt haben, müßten 
den Dialog mit den Menschen suchen, ih- 
nen die verständlichen aber unberechtigten 
Sorgen nehmen und sie über die Vorteile ei- 
ner gemeinsamen Europäischen Währung - 
gerade für Deutschland - informieren. 

Kohl hält an Zeitplan für EWWU fest 
Bundeskanzler Helmut Kohl hält un- 
beirrt daran fest, daß die europäische 
Währungsunion fristgerecht 1999 in 
Kraft gesetzt werden sollte. Zugleich 
unterstrich er vor dem Bundesvorstand 
der CDU, daß die Einhaltung der Sta- 
bilitätskriterien von Maastricht unver- 
ändert Priorität haben müsse. Er sei 
sich mit dem französischen Staatsprä- 
sidenten Jacques Chirac „und vielen 
anderen" einig, daß die Kriterien nicht 

aufgeweicht werden dürften. Der 
Kanzler machte deutlich, daß er die 
anhaltende Debatte um die Einführung 
des „Euro" für verfehlt hält: „Ich bin 
dafür, daß wir jetzt einmal mit einer 
Diskussion aufhören, wer jetzt kommt, 
oder wer kann, oder wer nicht kann. 
Jeder muß seine Hausaufgaben ma- 
chen. Wir, die Deutschen, haben noch 
eine Menge auf diesem Gebiet zu 
tun." 
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Unsere Politik 
bleibt glaubwürdig 

Die Deutschstämmigen im Osten 
und Südosten Europas haben das 
Recht, frei zu entscheiden, ob sie 
in ihrer heutigen Heimat bleiben 
oder nach Deutschland aussiedeln 
wollen. 

Die rund 200.000 Aussiedler, die 
jährlich in der Bundesrepublik 
Aufnahme finden, sind ein Gewinn 
für unser Land: 

• Die Aussiedler sind doppelt 
so jung und halb so alt wie die 
einheimische Bevölkerung. 
Nur 10 % der Aussiedler sind 
60 Jahre und älter und nur 
die Hälfte davon hat über- 
haupt einen Rentenanspruch. 
Angesichts des Geburtenrück- 
gangs in Deutschland ist das 
gut für unser Land. 

• Die Aussiedler kommen mit 
einem starken Aufbauwillen 
in unser Land. Die ihnen ge- 
währten Eingliederungshilfen 
haben sie schnell wieder für 
die deutsche Wirtschaft ver- 
dient. 

Es können aber nicht kurzfristig al- 
le Deutschstämmigen in Mittel-, 
Südost- und Osteuropa zu uns 

kommen. Deshalb setzt sich die 
Bundesregierung dafür ein, deren 
Lebensbedingungen nachhaltig zu 
verbessern. In Polen und Rußland 
haben die deutschen Minderheiten 
mehr politische Mitbestimmungs- 
rechte erhalten. Viele, die ihren 
Aufnahmebescheid für Deutsch- 
land schon in der Tasche haben, 
sind inzwischen zum Bleiben in 
der heutigen Heimat entschlossen. 

In Deutschland gibt ein neues Ge- 
setz die Möglichkeit, Aussiedler 
gleichmäßiger im Land zu vertei- 
len. Es dient nicht der Integration 
der Aussiedler, wenn in einer Ge- 
meinde plötzlich sehr viele Aus- 
siedler zuziehen und in anderen 
Gemeinden keine. Sobald diese 
Aussiedler einen Arbeitsplatz ge- 
funden haben und integriert sind, 
können sie auch umziehen. 

Die Deutschstämmigen in Osteuro- 
pa haben am meisten unter den Fol- 
gen des Zweiten Weltkrieges gelit- 
ten. Deshalb hat Deutschland eine 
besondere Verantwortung für sie 
und ihre Familien. 

• Die gestaltete Vorlage die- 
ses Flugblattes finden Sie im 
KomSys. 
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Das Rentensystem verdient Vertrauen 
Von Norbert Blüm 

In der gegenwärtigen Diskussion um 
die aktuelle Entwicklung der Ren- 
tenfinanzen melden sich - wie jedes- 
mal - Zeitgenossen zu Wort, die das 
bewährte System unserer Alterssi- 
cherung in Frage stellen. Dabei ha- 
ben sich die grundlegenden Fakten, 
die bei der 1989 verabschiedeten 
Rentenreform 1992 maßgebend wa- 
ren, in keiner Weise verändert. 

Einige selbsternannte Rentenexperten ver- 
gehen bei jeder sich bietenden Gelegen- 
^it einen zweiten Aufguß der Diskussion 

Wie sicher ist die gesetzliche 
Altersvorsorge? 
&undesarbeitsminister 
Norbert Blüm antwortet 
seinen Kritikern. 

*JUs den achtziger Jahren, ob eine Reform 
er Rentenversicherung unter Beibehal- 

tung ihrer tragenden Grundsätze erfolgen 
^ann oder ob eine „Reform an Haupt und 
yHedern" erforderlich ist. Das Ergebnis 
a'eser Diskussion war seinerzeit das Ren- 
lßnreformgesetz 1992, das im breiten 
Konsens zwischen Regierung und Opposi- 
l0n, Arbeitgeberverbänden und Gewerk- 
chaften, Rentenversicherungsträgern und 
Ur>desländern zustande kam. 
Ie Alternativen der Kritiker unseres Ren- 

enversicherungssystems sind weder neu 
°ch überzeugend: So wird immer wieder 

p'ordert, unsere beitragsfinanzierte und 
°nnbezogene Rentenversicherung auf ei- 

ne allgemeine staatlich finanzierte Gründ- 
ete umzustellen. Das hieße, bei der Or- 

ganisation der Alterssicherung das Lei- 
stungsprinzip außer Kraft zu setzen. 
Eine steuerfinanzierte Grundrente würde 
deshalb zunächst einmal die Schattenwirt- 
schaft fördern. Aussteiger und Schwarzar- 
beiter würden belohnt. Für eine Grundren- 
te von - wie vorgeschlagen 1.200 Mark - 
müßte ein Durchschnittsverdiener in West- 
deutschland 27 Jahre, in den neuen Bun- 
desländern 32 Jahre arbeiten. Warum soll- 
te er arbeiten und Beiträge zahlen, wenn 
er die 1.200 Mark Grundrente auch ohne 
Arbeit bekommt? 
Außerdem: Die Umstellung von einer bei- 
tragsfinanzierten und lohnbezogenen Ren- 
te auf eine allgemeine Grundrente würde 
angesichts der verfassungsrechtlich ge- 
schützten Rentenanwartschaften und -an- 
sprüche entweder auf eine verfassungs- 
widrige Enteignung von Beitragszahlern 
und Rentenbeziehern oder auf eine finan- 
zielle Überforderung der aktiv Beschäftig- 
ten während der notwendigen Übergangs- 
phase hinauslaufen. 
Die Berufstätigen würden über Jahrzehnte 
hinweg dreifach belastet. Sie müßten die 
von den Älteren erworbenen Ansprüche fi- 
nanzieren, soweit sie über die Grundsiche- 
rung hinausgehen. Zur Finanzierung der 
Grundrente wären weitere Steuern erfor- 
derlich. Darüber hinaus müßte jeder eine 
die Grundrente ergänzende Alterssiche- 
rung für sich selbst aufbauen. Die Befür- 
worter dieses Modells müssen sich fragen 
lassen, wie viele Bürger sich angesichts 
der genannten Lasten eine Zusatzversiche- 
rung überhaupt leisten könnten. 
Wer im übrigen eine allgemeine Grund- 
rente von 1.200 Mark aus öffentlichen 
Mitteln finanzieren wollte, müßte zum 
Beispiel die Mehrwertsteuer um 16 Pro- 
zentpunkte erhöhen, also mehr als verdop- 
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peln. Ich kenne niemanden, der das Für po- 
litisch durchsetzbar hält. 
Ein steuerfinanziertes Rentensystem wür- 
de die Rentner in die schlechte Lage brin- 
gen, bei der jährlichen Verteilung der 
Haushaltsmittel um das Geld für die Ren- 
tenkassen streiten zu müssen: wieviel für 
Straßenbau, Wohnungsbau, wieviel für die 
Rente? 
Das Ergebnis wäre eine Rente nach Kas- 
senlage. Die Rentner in den neuen Bun- 
desländern kennen dieses Verfahren aus 
der alten DDR: „Rentenerhöhung von 
Staatsgnaden"'. Unsere Rentenanpassung 
funktioniert hingegen automatisch. Rent- 
ner sind keine Bittsteller. Die Rente ist ein 
selbst erarbeiteter Anspruch, Alterslohn 
für Lebensleistung. Die Rentenerhöhung 
folgt den Nettolöhnen. Der Staat ist nur 
der Notar der Rentenerhöhung. Er schlägt 
sie nicht vor. Sie ergibt sich aus der Ren- 
tenformel. 
Unser Rentensystem hat mehr als einen 
Hebel, um auf die Herausforderungen der 
Zukunft zu antworten, und wir bedienen 
diese Hebel. Vor allem wird es darauf an- 
kommen, das Renteneintrittsalter zu er- 
höhen. Wir haben in Deutschland die älte- 
sten Studenten und die jüngsten Rentner. 

Das hält auf Dauer kein Alterssicherungs- 
system aus. Das durchschnittliche Ren- 
teneintrittsalter liegt heute bei 60 Jahren. 
Wenn es gelingt, diesen Wert nur um ein 
Jahr anzuheben, bedeutet das für die Ren- 
tenversicherung eine Entlastung von 27 
Milliarden Mark. Das entspricht fast zwei 
Beitragspunkten. 
Eine günstige Finanzentwicklung der gß" 
setzlichen Rentenversicherung kann durch 
eine Reihe weiterer Maßnahmen unter- 
stützt werden. Entscheidend für die Funk- 
tionsfähigkeit unserer Rentenversicherung 
wird es aber sein, daß es auch in Zukunft 
in Deutschland genügend Arbeitsplätze 
mit hoher Produktivität gibt. Das Bündnis 
für Arbeit ist deshalb auch ein Bündnis für 

Rentensicherheit. 
Unsere Rentenversicherung hat die größ- 
ten Katastrophen dieses Jahrhunderts 
überlebt: zwei Weltkriege, Inflation und 
Währungsreform. Sie hat Renteneinheit 
für ganz Deutschland verwirklicht, wozu 
kein anderes System imstande wäre. Sie 
wird auch in Zukunft Sicherheit geben, £•'' 
ne Abkehr von unserem System ist nicht 
erstrebenswert, nicht erforderlich und 
auch nicht möglich. Unsere Rentenversi- 
cherung verdient Vertrauen. 

Handwerk begrüßt Verschärfung der 
Zumutbarkeitsregeln 

Der Zentral verband des Deutschen 
Handwerks (ZDH) hat dazu aufgeru- 
fen, die von Bundesarbeitsminister 
Norbert Blüm vorgelegten strengeren 
Regelungen der Zumutbarkeit so 
schnell wie möglich in Kraft zu set- 
zen. Auf Grund der hohen Arbeitslo- 
sigkeit und der damit verbundenen Re- 
kordbelastung der Beitragszahler ver- 
diene dieser Vorstoß jede Unterstüt- 
zung. Er orientiere sich endlich an 
dem vom Handwerk im Rahmen der 
verschiedenen Reformstufen des Ar- 

beitsförderungsgesetzes vorgebrachten 
Argument, daß keine Arbeit von vorn- 
herein unzumutbar sein kann. Das 
Handwerk verspreche sich vor allem 
von der Absicht, daß Arbeitslose künf- 
tig unabhängig von ihrer Qualifikation 
offene Stellen annehmen müssen, ei- 
nen neuen Schwung für die Vermitf 
lungsbemühungen der Arbeitsämter. 
Die Durchschnittsdauer der Arbeitslo- 
sigkeit und insbesondere der Langzeit- 
arbeitslosigkcit könne damit gesenkt 
werden. 
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100 Tage Lafontaine 
im Spiegel der Presse 

Seit nunmehr etwas mehr als 100 
Tagen ist Oskar Lafontaine Vorsit- 
zender der SPD. Die Art und Weise, 
!I* der sich der Saarländer auf dem 
Mannheimer Parteitag an die Spitze 
der SPD putschte, ist noch in guter 
Erinnerung. Lafontaine selbst 
schürte die Erwartungen, als er zum 
Abschluß des Mannheimer Parteita- 
gs den politischen Gegnern zurief: 
"Zieht euch warm an - wir kommen 
Meder!" Aber von den hochgesteck- 
ten Erwartungen ist nicht viel 
geblieben. Darin sind sich die Kom- 
mentatoren nach den ersten 100 
Jagen Lafontaines im Amt des SPD- 
Vorsitzenden einig. 
bereits am 26. Januar 1996 kritisierte die 
^ostdeutsche Allgemeine den Führungs- 
stl1 des neuen SPD-Vorsitzenden: 

»Der Parteivorsitzende macht sich 
rar in Bonn, er überläßt die Partei 
s«ch selbst. Von Führung ist wenig zu 
spüren, eine Linie nicht in Sicht. Mal 
gibt er ein Interview, mal setzt er eine 
Pressekonferenz in den Sand. ... 
Genauso hatten das nicht nur seine 
Kritiker befürchtet." 

^Uch die Kölnische Rundschau 
vö. Februar 1996) stellte Lafontaine kein 
§u*es Zeugnis aus: 

'»Der neue SPD-Chef läßt Führungs- 
kraft vermissen, ganz zu schweigen 
von der oppositionellen Angriffslust, 
für die er doch bislang so berühmt 
bis berüchtig war." 

nd die „Abendzeitung" aus München 
stellt fest: 

„Tatsächlich ist nach 100 Tagen La- 
fontaine von einem Ruck in der SPD 
noch nicht viel zu spüren." (23. Fe- 
bruar 1996) 

Die „Lübecker Nachrichten" fassen 
Lafontaines erste 100 Tage im Parteivor- 
sitzendenamt treffend zusammen: 

„100 Tage im Amt - und kaum einer 
zwischen Rostock und Ruhpolding 
hat's so richtig mitbekommen." 
(23. Februar 1996) 

Die „Rheinische Post" bilanziert den 
Führungswechsel in der SPD mit der Über- 
schrift „Bart ab, Lack ab" und stellt fest: 

„Der neue Mann aus Saarbrücken 
wirkt in seiner hohen Selbsteinschät- 
zung nach wie vor zu groß, als daß er 
sich mit dem Regieren seines Län- 
dchens begnügen möchte, aber noch 
zu klein, als daß man ihm zutraute, 
fürs Ganze verantwortlich sein zu 
können. Hinzu kommt: Einen Ruf 
wie Donnerhall nach einem Bundes- 
kanzler Lafontaine hat die Republik 
noch nicht vernommen." 
(23. Februar 1996) 

Auch in der Berliner „taz" fällt die Bilanz 
der ersten hundert Tage Lafontaines nega- 
tiv aus. Im Kommentar vom 26. Februar 
1996 heißt es: 

„Einen furiosen Start hat Oskar La- 
fontaine nicht geboten. Weder ist ein 
Linksruck zu spüren, noch ist es ihm 
gelungen, der Partei ein klares Profil 
zu verpassen. Und Parteipositionen, 
die zuvor klar erschienen, hat er in 
Zweifel gezogen." 
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Ein Paradebeispiel rot- 
grüner Blockadepolitik 

„Nach langer Diskussion ist der Vorstand 
von GD Express Worldwide zu dem Ent- 
schluß gekommen, daß es die wirtschaft- 
lich angemessenste Entscheidung ist, un- 
ser europäisches Luft-Zentrum von Köln 
nach Lüttich zu verlagern. Seit mehr als 
14 Monaten wird mit Köln diskutiert, und 
die Umweltauflagen sind immer noch bis 
in die weite Zukunft hinein unklar. . . Eine 
Entscheidung muß jetzt getroffen werden. 
Mit Bedauern muß ich Ihre Einladung zu 
weiteren Gesprächen ablehnen ..." 

John Fellows, Chef von TNT Express 
Worldwide, in einem Brief vom 
22. Februar an NRW-Wirtschaftsmini- 
ster Wolfgang Clement. 

„Es ist die Hauptaufgabe der Koalition, ( 

Arbeitsplätze zu sichern und zu schaffen. 

Wolfgang Clement, NRW-Wirtschafts- 
minister (SPD) 

„Die Grünen im Kreis halten am Ziel der 
Nachtruhe für die Menschen fest und 
werden weiterhin an jedem möglichen 
Fortschritt in diese Richtung arbeiten." 

Horst Becker, Fraktionssprecher von 
Bündnis 90/Die Grünen im Kreistag 
Rhein-Sieg. 

* 

„Der Weggang von TnT(.. .) geht vollum 
ganz auf das Konto rot-grüner Handlungs' 
Unfähigkeit und gegenseitiger Lähmung • • • 
Diese Koalition der Widersprüche und des 
Widerwillens ist Gift für unser Land." 

Helmut Linssen, CDU-Fraktionschef W 
NRW-Landtag. 

Zitat 
Draußen vor der Tür 
Allem Streit der Parteien zum Trotz 
gibt es bei uns erfreulicherweise im- 
mer noch einen Kernbestand von poli- 
tischen Überzeugungen, der zwischen 
Regierung und Opposition nicht in 
Frage gestellt wurde und auch künftig 
nicht werden sollte. Dazu gehörte, zu- 
mindestens bis jetzt, die Bereitschaft, 
Deutschstämmige aus Osteuropa - 
meist sind Menschen aus Polen, Ruß- 
land und anderen GUS-Staaten ge- 
meint -, bei uns aufzunehmen und zu 
integrieren. Es sind keine Asylbewer- 
ber. Sie werden, im Gegensatz zu aus- 
ländischen Flüchtlingen aus aller 
Welt, Aussiedler genannt. Sie haben 
deutsche Vorfahren und - aus hiesiger 

Sicht -fremde Pässe. Aber ein Ver- 
bleib in vertrauter Umgebung scheint 
ihnen nicht mehr zumutbar, weil sich 
ihre Lebensbedingungen - etwa in Ka- 
sachstan - nicht verbessern. Warten 
und Hoffen hat die Leute zermürbt. 
Da muß es den Deutschstämmigen aus 
Osteuropa wie ein Alarmsignal zum 
Aufbruch erscheinen, wenn der SPD- 
Vorsitzende Lafontaine den Aussied- 
le rst mm - etwa 200.000 Personen im 
Jahresdurchschnitt - am liebsten stop- 
pen will. Welch ein Zynismus: Just zu 
einer Zeit, da die deutsche Linke über 
ein Einwanderungsgesetz nachdenkt, 
das Flüchtlinge aus Afrika und Asien 
Eintritt nach festen Quoten in die Bun- 
desrepublik verschaffen soll, möchte 
Lafontaine Deutschstämmige 
„draußen vor der Tür" stehen lassen. 

Rheinische Post, 27. Februar 1996 
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Erst die Koalition hat 
den erneuerbaren Energien 

neuen Schwung gegeben 
öie Antwort der SPD auf die Ölschocks 
bestand vor allem darin, daß Energie- 
a&gebot durch neue Energiequellen wei- 
ter zu erhöhen. Die Vorstellung der SPD 
basierten darauf, daß durch massenhaft 
Preisgünstig zur Verfügung stehende 
Energie damit Maschinen angetrieben 
J^erden können, um die Arbeit von den 
r*aschinen zu nehmen wurde und im 
Endeffekt dadurch eine Auflösung der 
Klassen zu erreichen. Dies war ein völ- 
"8 falscher Weg! 
y*'t dem Regierungswechsel im Jahr 1982 
haben wir umgesteuert: Wir müssen die 
^nergieeffizienz in unserem Land er- 
höhen, um den Energieverbrauch zu sen- 
£en, und wir müssen die Nutzung erneuer- 
ter Energien stärken. Beides entlastet 
a'e Umwelt. So wurde der Begriff des 
"Nachhaltigen Wirtschaftens" von uns 
Schon frühzeitig mit Leben gefüllt. Dazu 
|enört auch die Kernenergie, die von der 
^pD in den 70er und Anfang der 80er Jah- 
re als Zukunftsoption mit viel Optimismus 
entwickelt worden ist. 
^ir haben nach 1982 die Aufgaben der 
Kernenergie und Entsorgung übernommen 

nd sie verantwortungsvoll weitergeführt. 
~s hat deshalb einen schalen Beige- 
A

Cnrnack, wenn die SPD nun für einen 
Usstieg aus der Kernenergie plädiert. Die 

. D schafft sich hiermit nur eine morali- 
'erende Position, die zudem nicht Ökono- 

men und ökologisch haltbar ist. 
le Bedeutung der Kernenergie als Ener- 

giequelle besteht heute wie früher. Neuere 
r°gnosen zeigen, daß der Ölverbrauch 

auch innerhalb der OECD - ganz zu 
schweigen von Regionen außerhalb der 
OECD- weiter zunehmen wird und zwei- 
tens die Lagerstätten sich in immer noch 
politisch instabilen Regionen befinden. 
Der Schutz unserer zukünftigen Energie- 
versorgung, wie unsere Verantwortung für 
die Schöpfung verpflichten uns deshalb, 
rationelle Energieverwendung und erneu- 
erbare Energien verstärkt zu fördern. Die- 
ser Gedanke wurde konsequent in die Tat 

Von Kurt-Dieter Grill, 
Vorsitzender des Bundesfach- 
ausschusses Umweltpolitik 

umgesetzt. Erst unter einer Bundesregie- 
rung von CDU/CSU und FDP ist es er- 
reicht worden, die Förderung der Kern- 
energie deutlich abzusenken und im Ge- 
genzug die Förderung von erneuerbaren 
Energieträgern und rationeller Energienut- 
zung aufzustocken. Die Ausgaben des 
Bundes im Bereich erneuerbarer Energien 
und rationelle Energieverwendung sind 
von 271,5 Mio. DM im Jahre 1982 konti- 
nuierlich auf 368,3 Mio. DM im Jahre 
1993 gestiegen. 

Der Erfolg gibt uns recht 
Die Aufgabe des Bundes im Bereich er- 
neuerbarer Energien und rationelle Ener- 
gieverwendung sind von 271,5 Mio. DM 
im Jahre 1982 kontinuierlich auf 368,3 
Mio. DM im Jahre 1993 gestiegen. 
In Deutschland wurde in Teilbereichen be- 
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reits ein sehr hoher technologischer Stand 
erreicht. So hat die Bundesregierung seit 
1982 die Entwicklung der Photovoltaik 
mit rund 1 Mrd. DM, die Windenergie mit 
260 Mio. DM und die Energiegewinnung 
aus Biomasse mit 62 Mio. DM durch ihr 
Forschungsprogramm „Erneuerbare Ener- 
gien" gefördert. Darüber hinaus gab es für 
Photovoltaik und Windenergie Förderpro- 
gramme zur Markteinführung. Zusätzlich 
zu diesen Maßnahmen erhielt besonders 
die Windenergie durch das Stromeinspei- 
sungsgesetz bedeutenden Auftrieb, was 
durch die wachsende Zahl der Anlagen be- 
legt ist. Die Photovoltaik wurde auf einen 
hohen Stand gebracht, der jetzt das ver- 
stärkte eigene Engagement der Unterneh- 
men rechtfertigt, die in diesem Bereich 
tätig sind. 

Deutliche Fortschritte 
Seit Anfang der 90er Jahre sind bei der 
Nutzung der erneuerbarer Energien deutli- 
che Fortschritte erzielt worden. Dazu ha- 
ben umfassende Programme des Bundes 
beigetragen, zu denen auch das Stromein- 
speisungsgesetz gehört. Weitere Förder- 
maßnahmen sind vor allem das 250 MW- 
Windenergieprogramm, das 1000-Dächer- 
Programm ( Photovoltaik), das Programm 
„Zuschüsse zur Förderung nachwachsen- 
der Rohstoffe", das Marktanreizprogramm 
erneuerbare Energien 1995 - 1998 des 
Bundesministeriums für Wirtschaft (100 
Mio. DM), die Kreditzusagen der Deut- 
schen Ausgleichsbank im Rahmen des 
ERP-Energieeinsparprogramms sowie das 
Umweltprogramm dieser Bank. Neben ei- 
genen Anstrengungen der Elektrizitätsver- 
sorgungsunternehmen haben auch die 
Bundesländer erneuerbare Energien zu- 
sätzlich gefördert. 
Am Beispiel der Windkraft lassen sich 
diese Fortschritte deutlich ablesen. Waren < 
es im Jahre 1994 429 MW installierte Lei- 
stung (918 GWh) stieg diese Zahl auf 837 
MW (1900 GWh) im Jahre 1995 an. 

Die Bundesregierung hat vor diesem Hin- 
tergrund ihr 1994 angelaufenes Investiti- 
onszuschußprogramm von 10 Mio. DM 
zur Nutzung erneuerbarer Energien aufge" 
stockt. Für die Jahre 1995 bis 1998 stehen 
100 Mio. DM für diese Aufgabe allein aus 
dem Haushalt des BMWi zur Verfügung- 
Der Schwerpunkt der Förderung liegt bei 
Sonnenkollektoren und Wärmepumpen. 
Herauszuheben ist die Förderung für So- 
larzellen für 1000 Dächer, die insbesonde- 
re Schulen zugute kommen sollen. 
Allein die Aufzählung dieser Aktivitäten 
zeigt deutlich den Stellenwert, der erneu- 
erbaren Energien, Energiesparen und Kh" 
maschutz zugemessen wird. Die Energie- 
politik der Bundesregierung auf den Be- 
reich der Kernenergie zu verengen ist 
töricht. 
Wir führen deshalb eine Scheindiskussion- 
Unser Ziel ist die C02-Reduktion. Von 
1987 bis 1994 sind die C02-Emission um 
ca. 16 Prozent, von 1990 bis 1994 um ca. 
11 Prozent gesunken. Diese Zahlen bele- 
gen deutlich den Erfolg der getroffenen 
Maßnahmen, die unternommenen An- 
strengungen den auch weiterhin unver- 
rückbaren politischen Willen der Koaliti- 
on, das selbst gesteckte Ziel zu erreichen- 

Reduktion nur 25 Prozent 
Der Bundeskanzler hat in seiner Rede aui 
dem Klimagipfel in Berlin das Ziel klar 
vorgegeben: Reduktion der C02-Emissi°n 

bis zum Jahre 2005 um 25 Prozent, ge- 
messen an dem Basisjahr 1990. 
Von seiten der deutschen Wirtschaft ist ei- 
ne Selbstverpflichtung zur Klimavorsorge 
eingegangen worden, deren Inhalt es ist- 
die spezifischen CCh-Emissionen bis zu 
Jahre 2005 um bis zu 20 Prozent, bezöge«1 

auf das Jahr 1987 zu verringern. 
Nur auf der Basis der Kernenergie könne 
wir dieses Ziel erreichen, aber wir könnei 
es nicht allein mit der Kernenergie errei- 
chen. 
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17 deutsche Regionen 
machen mit bei BioRegio 

*? deutsche Regionen bewerben sich 
Urn Fördermittel in der ersten Phase des 
"JoRegio-Wettbewerbs. Das Bundesmi- 
"'sterium für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie (BMBF) 
"atte den Wettbewerb im Oktober 1995 
ausgeschrieben. Die Regionen erhalten 
b>s zu 100.000 DM für die Entwicklung 
^nes Konzeptes zur Umsetzung von 
Wissen in Produkte, Verfahren und 
Dienstleistungen für die Biotechnologie. 
üte Endauswahl für die zweite Phase 
des Wettbewerbs findet im Herbst die- 
Ses Jahres in Bonn statt. Die drei Sie- 
Serregionen werden unter Berücksichti- 
gung des spezifischen Förderbedarfs 
*usätzliche Fördermittel aus dem Fach- 
Programm Biotechnologie erhalten. 
An der ersten Phase des Wettbewerbs be- 
lügen sich folgende Regionen: Bayern, 

.er'in-Brandenburg, Braunschweig-Göt- 
'ngen Hannover, Bremen, Freiburg, 

Greifswald-Rostock,Halle-Leipzig-Des- 
Sau, Hamburg, Jade-Dollart (Wilhelmsha- 
)|en). Jena, Kiel-Lübeck-Borstel, Mittel- 
pssen (Marburg, Gießen), Rhein-Main- 

egion (Frankfurt, Mainz, Darmstadt), 
em-Neckar-Dreieck (Ludwigshafen, 

R 
Rh' . 

Mannheim, Heidelberg), Stuttgart, Ulm 
und Wuppertal-Köln-Düsseldorf-Jülich- 
Aachen. 

. ,el des BioRegio-Wettbewerbs ist es, die 
Deutschland bestehenden Finanzie- 

Ungsmöglichkeiten, Fördermaßnahmen 
nd Investitionshilfen für Unternehmen 

,,r Biotechnologie durch Integration der 
'°- und gentechnischen Kapazitäten und 
Novitäten in der jeweiligen Region zu 

^zentrieren. Dadurch soll das materielle 
ncl intellektuelle Potential einer Region 

effizienter genutzt, Unternehmensneu- 
gründungen angeregt und Deutschland als 
Investitionsstandort auch für ausländische 
Unternehmen wieder attraktiv werden. Die 
Wettbewerbssieger und Teilnehmer an der 
zweiten Phase des BioRegio-Wettbewerbs 
sollen als Modell für andere Regionen die- 
nen und dazu beitragen, den Biotechnolo- 
gie-Standort Deutschland international 
darzustellen. 

Die Aufholjagd nicht Biotech- 
nologie hat begonnen, erklärte 
der Bundesminister für Bil- 
dung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie, Jürgen Rütt- 
gers, zum Abschluß der ersten 
Ausschreibungsrunde des Bio- 
Regio-Wettbewerbs. 

Die Teilnahme an der zweiten Phase setzt 
die Bewerbung einer Region mit einer Si- 
tuationsbeschreibung über die Region so- 
wie ein integriertes Konzept für die bio- 
wissenschaftliche Forschung und die un- 
ternehmerische Umsetzung der Ergebnisse 
voraus. Damit wird ein Anreiz gegeben, 
biowissenschaftlich orientierte For- 
schungseinrichtungen aus Wissenschaft 
und Wirtschaft, Risikokapitalgeber, Ban- 
ken, regionale Fördereinrichtungen, Ge- 
nehmigungsbehörden u. a. zu einer Zu- 
sammenarbeit anzuregen. An der Endaus- 
wahl können sich auch noch Regionen be- 
teiligen, die nicht an der Vorrunde teilge- 
nommen haben. Keine leistungsfähige Re- 
gion soll bei dem BioRegio-Wettbewerb 
ausgeschlossen werden. 
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Zwischenbericht zum Modellprojekt 
„Neue Wege der Arbeitsplatzbeschaffung" 
Erwerbstätigkeit war und ist nach wie 
vor für die allermeisten Frauen in den 
neuen Bundesländern selbstverständli- 
cher und unverzichtbarer Teil ihrer per- 
sönlichen Lebensplanung. Gerade für 
sie erfolgte in den vergangenen Jahren 
durch den wirtschaftlichen Umbruch 
ein gravierender Einschnitt. Sie waren 
die ersten, die bei der Umstrukturierung 
der Betriebe entlassen wurden. 
Um diese Situation für die Frauen zu ver- 
bessern, ist eine enge Zusammenarbeit al- 
ler Verantwortlichen vor Ort notwendig. 
Staatliches und kommunales Handeln muß 
stärker darauf setzen, örtlichen Ideen und 
Initiativen durch die Förderung sozialer 
Prozesse größere Unterstützung zu geben. 
Diesen Ansatz macht sich das Modellpro- 
jekt „Neue Wege der Arbeitsplatzbeschaf- 
fung" zunutze, das das Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
seit Herbst 1993 an fünf Standorten in den 
neuen Bundesländern fördert (Thüringen: 
Nordhausen, Mecklenburg-Vorpommern: 
Teterow/Güstrow, Sachsen: 

Torgau/Oschatz, Brandenburg: 
Templin/Prenzlau, Sachsen-Anhalt: Quer- 
furt/Merseburg). 
Jetzt liegt eine erste Analyse und Bewer- 
tung des bisherigen Projektverlaufs vor." 
Der Bericht macht deutlich, daß gerade 
durch kooperatives Zusammenwirken ver- 
waltungsinterner Stellen die grundlegen- 
den Rahmenbedingungen für neue Arbeits- 
plätze geschaffen werden können. Auch 
wenn dieses Modell sicher kein Sofortpi'0" 
gramm zur Behebung der Arbeitslosigke'1 

ist, so zeigen die Ergebnisse des Zwi- 
schenberichts doch einen möglichen Weg 
auf, der für andere Landkreise und Regi°' 
nen einen interessanten Ansatz bieten 
kann. 

Der Bericht ist veröffentlicht in den 
Materialien zur Frauenpolitik Num- 
mer 55 und kann bei der Broschüren- 
steile, Postfach 20 15 51, 53145 Bonn, 
des Bundesministeriums für Familie 
Senioren, Frauen und Jugend bestellt 
werden (bitte nur schriftlich). 

Fortsetzung von Seite 13 

Mit der Resonanz, die der BioRegio-Wett- 
bewerb bei der Wirtschaft, den Banken   . 
und Sparkassen, der Wissenschaft, den 
Verbänden, den Gewerkschaften und in 
den öffentlichen Medien gefunden hat, 
sind wir auf dem richtigen Weg, Deutsch- 
land in der Biotechnologie an die Spitze in 
Europa zu bringen. Für das Ministerium 
ist die Biotechnologie ein Prüfstein dafür, 
inwieweit neue Arbeitsplätze durch neue 
Technologien entstehen, neue Produkte 
entwickelt werden können sowie Spitzen- 
technologie und technologische Innovati- 
on in Deutschland noch möglich sind. Das 
BMBF fördert die modernen Biowissen- 

| schaften und die Biotechnologie, einsch- 
ließlich der Molekularen Medizin mit 
jährlich rund 900 Millionen DM. Davon 
sind mehr als zwei Drittel Beiträge des 
Bundes zu längerfristigen Finanzierung 
der biowissenschaftlichen Grundlagen^1"' 
schung bei der Deutschen Forschungsge' 
meinschaft und der Max-Planck-Gesell- 
schaft sowie der biowissenschaftlich/bi°' 
medizinischen Großforschungseinrichtu'1 

gen und der Institute der „Blauen Liste • 
Rund 220 Millionen DM stehen im Jahr 
1996 für die BMBF-Projektförderung zur 

Verfügung. Mit dem BioRegion-Wettbe- 
werb werden im Rahmen dieses Budge » 
Schwerpunkte bei der Mittelvergabe ge- 
setzt. 
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CDU Berlin: 

Diepgen weiterhin unangefochten - 
Neuer Generalsekretär in Berlin 
Eberhard Diepgen, Regierender 
Bürgermeister von Berlin, bleibt 
auch weiterhin CDU-Landesvorsit- 
Zender. Mit fast 74 Prozent der ab- 
§egebenen Stimmen wurde er vom 
**• Landesparteitag der Berliner 
J^IHJ in seinem Amt bestätigt. Neuer 
Generalsekretär der Berliner CDU 
^urde der Schöneberger Sozial- 
stadtrat Gerhard Lawrentz. Er tritt 
?n die Stelle von Dieter Ernst, der 
"fi Zuge der Neubildung des Berli- 
ner Senats Staatssekretär im Be- 
zieh Wirtschaft wurde. 

°e' der Wahl der Stellvertretenden Vorsit- 
2enden machte Berlin im Sinne der deut- 
en Einheit eine gute Figur: Vier der 
'eben Stellvertreter kommen aus den öst- 
•chen Bezirken der Stadt, darunter auch 
^r neue Bezirksbürgermeister von Berlin- 

Mi«e, Joachim Zeller. 
Derr>ard Diepgen zeigte sich besonders 
•"freut, Zeller als einen Bezirksbürgermei- 
er begrüßen zu können, mit dessen Wahl 
verhindert worden sei, daß der Regie- 

rungsbezirk Mitte durch alte SED-Kader 
gleitet werde. Mit Marlies Wanjura in 
*e,nickendorf stelle die CDU auch erst- 

31s eine Frau als Bürgermeisterin, und 
/Ju Konrad Birkholz sei es der CDU erst- 

als gelungen, auch in Spandau den Bür- 
^meister zu stellen. 
Jjter Hintze, Generalsekretär der Bundes- 

U, rief zur geistigen Auseinanderset- 
ze mit der PDS auf, die nach seinen 

orten zwar nicht mehr die alte SED, 
"dern vielmehr ein Konzentrat der alten 

SED ist. Hintze bekräftigte den Willen der 
CDU, sich hinter die Soldaten zu stellen, 
wenn ihnen mit Billigung des Bundesver- 
fassungsgerichtes nunmehr straffrei vorge- 
worfen werden könne, sie seien Mörder. 
Die Kirchen forderte Hintze auf, stärker 
für den christlichen Glauben missiona- 
risch tätig zu sein und an die letzten Fra- 
gen zu denken, statt anderen in Geldfragen 
hineinzupfusechen. Hintze kündigte an, 
daß er sich in nächster Zeit mit den 
führenden Vertretern der CDU in den neu- 
en Bundesländern zusammensetzen wer- 
de, um den Weg dafür zu bereiten, „daß 
die eigene Lebenserfahrung der Menschen 
in den neuen Bundesländern besser aufge- 
nommen wird." 
In einer Podiumsdiskussion mit Repräsen- 
tanten von Politik, Wirtschaft und Ge- 
werkschaften war man sich weitgehend 
darüber einig, daß der wirtschaftliche Auf- 
schwung entscheidend von der Wettbe- 
werbsfähigkeit der Wirtschaft am Standort 
Deutschland und Berlin abhängig ist. In 
diesem Sinne wurde auch ein Antrag be- 
schlossen, der nicht nur ein Bündnis für 
Arbeit, sondern darüber hinaus ein regio- 
nales „Bündnis für Arbeit, Ausbildung, 
Standortsicherung und Modernisierung" 
forderte. 

Personalie 
Friedrich Merz neuer Obmann 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat 
den Bundestagsabgeordneten Friedrich 
Merz zum stellvertretenden Vorsitzenden 
(Obmann) der Arbeitsgruppe Finanzen 
gewählt. 
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Walter Wallmann weiter an 
der Spitze der Frankfurter CDU 
Walter Wallmann ist und bleibt an der 
Spitze der Frankfurter CDU. Beim 
Kreisparteitag im Bürgerhaus Gries- 
heim wurde der ehemalige Frankfurter 
Oberbürgermeister und frühere hessi- 
sche Ministerpräsident mit 275 von 297 
abgegebenen Stimmen als Vorsitzender 
bestätigt. 
Auch der von ihm protegierte Italiener 
Cosimo Viva (60) setzte sich bei den Vor- 
standswahlen mit dem zweitbesten Ergeb- 
nis (209 Stimmen) durch. Damit wurde 
erstmals in der Geschichte der Frankfurter 
CDU ein Kandidat ohne deutschen Paß in 
ein Parteiamt gewählt. Als „Signal für die 
Öffnung seiner Partei für Bürger der Eu- 
ropäischen Union", wertete Walter Wall- 

mann dieses Ergebnis. Vor 306 Delegier- 
ten setzte Wallmann Schwerpunkte für den 
Kommunalwahlkampf. Ziel der CDU sei 
es, 1997 deutlich stärkste Fraktion zu wer- 
den. 
Den Parteifreunden hielt der Kreisvorsit- 
zende vor, der Industrie- und Technik- 
feindlichkeit der Grünen nicht „entschlos- 
sen genug entgegengetreten zu sein' Als 
Beispiel nannte Wallmann die „sogenann- 
ten Störfällen in Griesheim". Die Groß- 
chemie werde zunächst diffamiert, dann 
setze das Wehklagen ein, wenn diese Ar- 
beitsplätze verlagere. Die CDU wolle die 
Hoechst AG auch in Zukunft in der Stadt 
haben und biete sich als „verläßlicher und 
kritischer Gesprächspartner" an. 

CDA trauert um Heinz-Adolf Hörsken 
Im Alter von 57 Jahren ist am 23. 
Februar der CDU-Bundestagsab- 
geordnete und Vorsitzende der Ar- 
beitnehmergruppe der Unions- 
fraktion, Heinz-Adolf Hörsken, ge- 
storben. 
Rainer Eppelmann, Bundesvorsit- 
zender der Christlich-Demokrati- 
schen Arbeitnehmerschaft, erklärte 
dazu: „Adi Hörsken war als Vorsit- 
zender der CDU/CSU-Arbeitnehmer- 
gruppe im Deutschen Bundestag 
nicht nur die Stimme der christlich- 
sozialen Arbeitnehmer, er kam selbst 
aus dem Herzen der Arbeiterschaft. 
1938 in Oberhausen geboren, arbei- 
tete Adi Hörsken als Schlosser im 
Hüttenwerk Oberhausen. Von 1963 
bis 1967 wählten ihn die Kollegen in 
den Betriebsrat. Von 1985 bis 1991 

leitete er als Hauptgeschäftsführer 
die CDA-Hauptgeschäftsstelle in Kö- 
nigswinter. Seit 1990 war Adi Hör- 
sken Mitglied des Bundestages, 
1994 wurde er Vorsitzender der 
CDU/CSU-Arbeitnehmergruppe. 
Die CDA und die Arbeitnehmerschaft 
haben einen mutigen Kämpfer verlo- 
ren. Adi Hörsken war nie bequem, 
weder für die Fraktionsführung noch 
für sich selbst. Er nahm sich in die 
Pflicht und vergaß nie, woher er 
kam. Sein Herz schlug für den arbei- 
tenden Menschen. Durch die Katho- 
lische Arbeitnehmerschaft geprägt, 
gehörte Adi Hörsken zu den Christ- 
lich-Sozialen in der IG Metall. Sein 
Tod hinterläßt für die CDA eine 
schmerzhafte Lücke." 
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CDU Hamburg: 

Dirk Fischer wiedergewählt 
Mit einem klaren Ergebnis von 163 Ja- 
stimmen haben die 224 Delegierten des 
^t)U-Landesparteitages den Hambur- 
ger CDU-Landesvorsitzenden Dirk Fi- 
scher für weitere zwei Jahre in seinem 
^ßit bestätigt. Auch seine bisherigen 
Stellvertreter, der CDU-Fraktionsvor- 
s,tzende Ole von Beust, die CDA-Vorsit- 
*ende Antje Blumenthal, die Bundes- 
tagsabgeordnete Birgit Schnieber-Ja- 
stram sowie der wirtschaftspolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 
l|,3ktion, Gunnar Uldall, konnten sich 
Nieder behaupten. 
Ins seinem Rechenschaftsbericht griff Fi- 
cher den politischen Schlingerkurs des 
[sten Bürgermeisters in Hamburg an: 

''Voscherau zeigt politisch die Wandlungs- 
^h'gkeit eines Chamäleons. Damit ist er 

jjln Mann für alle Fälle, aber auf alle Fälle 
*ein Mann für die Zukunft unserer Stadt." 
^Uch an den Hamburger Grünen übte Fi- 
pCner Kritik: „Inzwischen sind sie eine 
artei geworden, die sich im Stil und In- 
alten dem angepaßt hat, was üblich in der 
'sherigen Politik unserer Stadt war. Ent- 

standen aus dem idealistischen Aufbegeh- 
ren, sitzen sie inzwischen bequem auf den 
Sofas der deutschen Politik." 

In dieser Situation sei die CDU herausge- 
fordert, sich mehr als bisher mit dem Pro- 
gramm der Grünen auseinanderzusetzen, 
„auch weil die Grünen in unsere Wähler- 
potentiale einbrechen, müssen wir die in- 
haltliche Auseinandersetzung mit den 
Grünen forcieren". 
Mit einem Aufruf zu Selbstbewußtsein 
und Optimismus stimmte Fischer die De- 
legierten auf den Wahlkampf 1997 ein: 
„Wir sind die Nummer 1 beim wirtschaft- 
lichen Fortschritt, die Nr. 1 in der sozialen 
Partnerschaft, die Nr. 1 im Kampf gegen 
Kriminalität." 
Mit im Gepäck von Fischers Rechen- 
schaftsbericht waren auch eine Reihe neu- 
er Projekte, mit denen der Landesverband 
verstärkt Nicht-Mitglieder ansprechen 
will. Dazu zählen z. B. neue Veranstal- 
tungsformen wie der CDU-Dialog, Werte- 
kongresse und ein Frauenförderungs-Se- 
minar. 

Neu im Angebot 

100 Tage Lafontaine 
p'e CDU-Dokumentation „100 Tage 
Lafontaine im Amt des SPD-Vorsit- 
2ender" in dieser Ausgabe (UiD 7/96) 
J^ auch beim Versandzentrum in 
Versmold zu beziehen. 
Bestell-Nr.: 5148 
p
erPackungseinheit: 50 Exemplare 
re's je Verpackungseinheit: 11 DM. 

EAK-Forum 
Schule ohne Gott 

Unter diesem Motto findet am 23. 
März 1996 auf der Insel Hermanns- 
werder bei Potsdam ein Diskussi- 
onsforum des Evangelischen Ar- 
beitskreises (EAK) der CDU statt. 
An der Diskussion nimmt auch die 
Landesvorsitzende der CDU Bran- 
denburg, MdL Carola Hartfelder, 
teil. 
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Von dubiosen Finanzpraktiken 
kann keine Rede sein 
Zu den vom STERN in seiner Ausgabe 
vom 29. 2.1996 veröffentlichten Vor- 
würfen über angebliche „dubiose Fi- 
nanzpraktiken" erklärt die Bundes- 
schatzmeisterin der CDU Deutschlands, 
MdB Brigitte Baumeister: 
1. Während meiner Tätigkeit als Bundes- 
schatzmeisterin der CDU habe ich mich 
strikt an die Bestimmungen des Parteien- 
gesetzes gehalten. Alle Spenden sind ord- 
nungsgemäß veröffentlicht und entspre- 
chend den Bestimmungen des § 25 Abs. 2 
Parteiengesetz veröffentlicht worden. So 
haben entgegen der Behauptung des 
STERN weder die Firma Merck noch die 
Merck-Gruppe der CDU 1993 einen Be- 
trag gespendet, der eine Veröffentlichung 
im Rechenschaftsbericht der CDU erfor- 
derlich gemacht hätte. Die Spendenein- 
gänge sind vor Abgabe des Rechenschafts- 
berichts von einem unabhängigen Wirt- 
schaftsprüfer überprüft worden. Auch die 
Liste der zu veröffentlichenden Spender 
wurde dabei kontrolliert. 
Von der Firma Lutz Engineering + Con- 
sulting ist entgegen der Behauptung des 
STERN 1994 bei der CDU keine Spende, 
auch nicht in Höhe von 30 000 DM, ein- 
gegangen. Im Juli 1995 hat diese Firma al- 
lerdings den in Rede stehenden Betrag der 
Wirtschafts- und Mittelstandsvereinigung 
gespendet. Dafür hat sie ordnungsgemäß 
eine entsprechende Spendenbescheinigung 
ebenfalls im Juli 1995 erhalten. Wie in al- 
len solchen Fällen wird diese Veröffentli- 
chungspflichtige Spende im Rechen- 
schaftsbericht 1995 entsprechend der Be- 
stimmung des § 25 Abs. 2 Parteiengesetz 
veröffentlicht werden. 
2. Die Zusammenarbeit mit Herrn Hannes 
Müller habe ich im September 1994 - wie 

wiederholt erklärt - beendet. Aufgrund 
dieser Vereinbarung war Herr Hannes 
Müller verpflichtet, jegliche Tätigkeit für 
die CDU, für einen ihrer Verbände oder ei- 
ne ihrer Vereinigungen sofort einzustellen- 
Herr Hannes Müller hat ohne meine 
Kenntnis seine Tätigkeit in Einzelfällen 
vereinbarungswidrig fortgesetzt. Dieses 
pflichtwidrige Verhalten war Anlaß für d'e 

ergänzende Vereinbarung vom 10. Mai 
1995, in der verschiedene Abwicklungs- 
fragen geregelt wurden und Herr Hannes 
Müller die strikte Verpflichtung, jegliche 
Tätigkeit sofort einzustellen, nochmals 
ausdrücklich anerkannt hat. 
Nach Abschluß der Abwicklungsvereinba- 
rung vom 10. Mai 1995 habe ich über D**1' 
te Kenntnis verschiedener Verhaltenswei- 
sen von Herrn Hannes Müller erhalten, d'e 

den dringenden Verdacht aufkommen 
ließen, daß sich Herr Hannes Müller straf- 
bar gemacht hat. Ich habe daraufhin umge' 
hend Strafanzeige bei der Staatsanwalt- 
schaft München gestellt. Da er auch seinen 
Verpflichtungen aus dem Beendigungsver- 
trag vom September 1994 und der Abwick- 
lungsvereinbarung vom Mai 1995 nicht 
nachgekommen ist, habe ich außerdem ge'^ 
gen ihn zivilrechtliche Klage beim Landge' 
rieht München erhoben, um Herrn MüHer 

zur Einhaltung der Verträge zu zwingen- 
3. Herr Hannes Müller hat 1995 von der 
Union GmbH & Co. Kommunikation und 
Medien KG, aufgrund von Ansprüchen 
aus seiner Tätigkeit für diese Gesellscha ^ 
in derZeit vor 1991 eine Abschlußzahlun* 
in der genannten Höhe zur Abgeltung al 

Ansprüche erhalten. 
Es ist schon unverfroren, deshalb zu be- 
haupten, ich hätte mich dem Verdacht de 
Steuerhinterziehung ausgesetzte. 
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Handwerk und Mittelstand sind 
Motoren für Wachstum und Arbeitsplätze 

"er Meisterbrief ist „das" Qualitätssie- 
§el für ausgezeichnete Ausbildung in 
Deutschland und stellt ein erstrebens- 
wertes Sprungbrett in die Selbständig- 
keit dar, erklärte Bundesminister Fried- 
r'ch Bohl anläßlich der Meisterfeier der 
Handwerkskammer in Wiesbaden am 
24- Februar 1996. 
^er wichtige immaterielle Wert der 
Selbständigkeit kann nicht hoch genug be- 
wertet werden. Arbeitsplätze werden ge- 
schaffen, Lehrlinge ausgebildet und für 
Erneuerung und Fortschritt in Wirtschaft 
Und Gesellschaft gesorgt. Selbständige 
fahlen zu den Leistungseliten unseres 
^ndes. Wir brauchen solche Vorbilder. 
Selbständigkeit muß wieder stärker Inbe- 
griff für Leistung, Eigeninitiative und Ver- 
antwortungsbewußtsein werden. 
j as Handwerk und die mittelständischen 
unternehmen in Deutschland sind unser 
Motor für Wachstum und Arbeitsplätze, 
^llein zwischen 1990 und 1994 wurden 
I"*1 Mittelstand - trotz zwischenzeitlicher 
Rezession - knapp eine Million Arbeits- 

j** Herr Hannes Müller hat trotz des ver- 
glich festgelegten Verbotes, für eine 
ereinigung der CDU tätig zu werden, ei- 

genmächtig und ohne meine Kenntnis eine 
r^ammenarbeit mit der Wirtschafts- und 
^'ttelstandsvereinigung begonnen, die ich 
nrnittelbar nach Kenntnis dieser Tatsache 

Sendet habe. 
• Auch die Behauptungen im Zusammen- 

lag mit dem Kauf des Wirtschaftsbild- 
erlages treffen nicht zu. Zum Zeitpunkt 
es Kaufes Anfang 1995 lagen die Jahres- 

j "anz und die Abschlußprüfung für das 
Jahr 1994 noch nicht abschließend vor. 

platze geschaffen. In Großunternehmen 
hat sich die Beschäftigung dagegen in die- 
ser Zeit um nahezu 600.000 verringert. 
Mehr Arbeitsplätze sind auf absehbare 
Zeit nicht von den Großunternehmen zu 
erwarten, wohl aber vom Mittelstand und 
von der Vielzahl der Existenzgründer, die 
im Schnitt vier weiteren Menschen Arbeit 
geben. 
Wir brauchen in Deutschland mehr junge 
Menschen, die etwas wagen und ihr 
Schicksal in die eigene Hand nehmen wol- 
len. Wir brauchen eine neue Gründerwel- 
le. Deshalb hat die Bundesregierung die 
Verbesserung der Startchancen für Exi- 
stenzgründer und für junge Unternehmer 
zu einem Schwerpunkt ihres Aktionspro- 
grammes für Investitionen und Arbeits- 
plätze gemacht. So wollen wir etwa unter- 
nehmerische Selbständigkeit fördern und 
den Zugang zu Risikokapital verbessern. 
Wir werden z. B. ein Programm starten, 
mit dem zusätzliches Beteiligungskapital 
für innovative mittelständische Unterneh- 
men in Höhe von insgesamt einer Mrd. 
DM mobilisiert werden kann. 

Aus diesem Grund sieht der Vertrag ent- 
sprechende Gewährleistungspflichten des 
Verkäufers vor, die - sofern sich für das 
Jahr 1994 abweichende Zahlen zu den bis 
zum damaligen Zeitpunkt bekannten und 
geprüften ergeben - auch zum Tragen 
kommen. Um diese Gewährleistungsan- 
sprüche geht es in dem beim Düsseldorfer 
Landgericht anstehenden Prozeß. 

6. Soweit der Bericht die Tätigkeit von 
Abgeordneten anspricht, die Provisionen 
für Spenden an die CDU erhalten haben 
sollen, liegen dazu keine Erkenntnisse vor. 
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Moderne Wirtschaft 
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Gemeinsam für Deutschland 
Die CDU-Bundesgeschäftsstelle hat zur 
Kampagne „Gemeinsam für Deutschland"el' 
ne Reihe von Materialien erstellt, die ab so- 
fort verfügbar sind. Das Magazin ist beim 
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Darüber hinaus sind Arbeitsmaterialien er- 
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- Vorrang für Beschäftigung 
- Sparen und Gestalten 
Diese sind - solange der Vorrat reicht - bei 
der CDU-Bundesgeschäftsstelle, Konrad- 
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